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Alle Anträge, die in der 13. Tagung der Zwölften Synode der EKHN vom 24.11. – 27.11.2021 gestellt 
wurden und zur weiteren Behandlung an synodale Ausschüsse, den Kirchensynodalvorstand und an 

die Kirchenleitung überwiesen wurden: 
ÜBERSICHT 

Be-
schluss-

Nr. 
Anträge 
zu TOP Thema 

zu 
Druck-
sache 

zu fin-
den auf 

Seite 

4 2.1 Entschließungsantrag zum Evaluationsbericht zur Kirchenvor-
standswahl 2021 49/21 3 

10 2.6 zum Impulspapier „Kirche des gerechten Friedens werden“ 
(2019) - Bericht über Resonanz und Weiterarbeit 58/21 4 

16 6.1 
Entschließungsantrag zum Kirchengesetz über die Feststel-
lung des Haushaltsplans (Gesamtbudget mit Stellenplan ein-
schl. Anlagen) der EKHN für das Haushaltsjahr 2022 

67/21 5 

18 6.3 zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Regio-
nalgesetzes zur Einführung von Nachbarschaftsräumen  32/21 6 

19 6.4 zum Entwurf eines Kirchengesetzes zum qualitativen Konzent-
rationsprozess bei kirchlichen Gebäuden 33/21 7-11

21 6.6 
Entschließungsantrag zum Kirchengesetz zur Änderung des § 
87 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die Wirtschafts- und 
Haushaltsführung in der EKHN 

70/21 12 

22 6.7 
zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Kir-
chengesetzes über die Haushalts- und Wirtschaftsführung in 
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

71/21 13 

30 7.6 zum ekhn2030 – AP 6 „Zukunftskonzept Kinder und Jugend“ 
(Richtungsbeschlüsse) 53/21 14-15

31 7.7 zu ekhn2030 – AP 7 „Zukunftskonzept Junge Erwachsene und 
Familien“´(Richtungsbeschlüsse) 54/21 16 

32 7.8 
(2.9) 

zu ekhn2030 – Bericht über Prüfaufträge zu Ev. Jugendburg 
Hohensolms (Option einer Veräußerung) und Kloster Höchst 94/21 17-19

40 zu 6.3 Antrag des Dekanats Wetterau zum Reformprozess ekhn2030 
 an alle Ausschüsse, RA (F) 83/21 20-21

41 zu 6.3 Dekanat Wetterau zu Drs 32/21, zu: § 2c Nachbarschaftsräu-
me – Verkündigungsteam an alle Ausschüsse, RA (F) 84/21 22-23

42 15 Antrag des Dekanats Alzey-Wöllstein zu Zahlungsmöglichkei-
ten mit Kreditkarten  an FA und RPAus (F) 85/21 24 

43 zu 6.3 Dekanat Groß-Gerau–Rüsselsheim zu Nachbarschaftsräumen: 
Gemeindebüro und Dependancen  an alle Ausschüsse, RA (F) 86/21 25 

44 15 Dekanat Groß-Gerau–Rüsselsheim zur Behandlung der Abfäl-
le durch den Ausstieg der Atomwirtschaft an AGFB und KL 87/21 26-27

45 zu 6.3 
Dekanat Ingelheim-Oppenheim zum Regionalgesetz für die 
Ermöglichung von Arbeitsgemeinschaften als Rechtsform von 
Nachbarschaftsräumen an alle Ausschüsse, RA (F) 

88/21 28-29

46 15 Antrag des Dekanats Ingelheim-Oppenheim zur Bonifizierung 
von Verwaltungszusammenschlüssen  VA und KL 89/21 30-31

47 15 Dekanat Ingelheim-Oppenheim zur Rücklage der Kleinen Bau-
unterhaltung im Kita-Bereich bis 20.000 Euro  BA, FA(F) und KL 90/21 32-33

48 zu 6.4 Dekanat Ingelheim-Oppenheim zu Gebäudekonzentration – 10qm / 
100 Gemeindeglieder Versammlungsfläche  an alle Ausschüsse, RA (F) 91/21 34-35

49 zu 6.4 Dekanat Ingelheim-Oppenheim zu Gebäudekonzentration – 
Änderung im Zeitplan  an alle Ausschüsse, RA (F) 92/21 36-37

50 zu 
2.3.1 

Antrag des Dekanats Ingelheim-Oppenheim zur Unterstützung 
der Dekanate in der Verwaltungsarbeit  KL 93/21 38-39
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Be-
schluss-

Nr. 
Anträge 
zu TOP Thema 

zu 
Druck-
sache 

zu fin-
den auf 

Seite 

Abkürzungsverzeichnis für Ausschüsse, KSV und KL    40
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 2.1 

Evaluationsbericht zur Kirchenvorstandswahl 2021 

(Drucksache Nr.49/21) 

Entschließungsantrag überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Lisa Menzel 33 Die Synode möge beschließen: 

Es soll geprüft werden, wie die Partizipation von jungen 
Menschen auch unter 18 Jahren im Kirchenvorstand künftig 
sinnvoll und gleichwertig (bzw. sinnvoller und gleichwertiger 
als bisher) umgesetzt werden kann am besten ohne, dass 
es so vieler Sonderregeln im Vorfeld bedarf. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 2.6 

Impulspapier „Kirche des gerechten Friedens werden“ (2019) – 
Bericht über Resonanz und Weiterarbeit 

(Drucksache Nr.58/21) 

Antrag überwiesen an: KSV ( in Bericht für XIII. Synode) 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Yvonne Fischer 04 Die Synode möge beschließen: 

Die kommenden Synode arbeitet weiter an dem Prozess 
„Kirche des gerechten Friedens werden“. Es wird geprüft, 
ob die EKHN sich der Initiative „Sicherheit Neu Denken“ 
anschließt. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 6.1 

Kirchengesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
der EKHN für das Haushaltsjahr 2022 

(Drucksache Nr.67/21) 

Entschließungsantrag überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Roland Jaeckle 02 Die Synode möge beschließen: 

Die Kirchenleitung legt mit dem Haushaltsplan 2023 
konkrete Einsparvorlagen in den Bereichen Versorgung 
und Beihilfe vor, die die kommenden Haushalte substan-
tiell entlasten. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 
TOP 6.3 

Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Regionalgesetzes zur Einführung von 
Nachbarschaftsräumen 

(Drucksache Nr.32/21) 

nach 1. Lesung überwiesen an: AAKJBE, ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA (F), RPAus, ThA, 
VA 
mitbehandelt und überwiesen: Dekanatsanträge Drs. 83, 84, 86 und 88/21  

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Carsten Simmer 05 Die Synode möge beschließen: 

Es ist zu ermöglichen, dass pfarramtliche Verbindungen, 
welche sich nicht über den vollständigen Nachbarschafts-
raum erstrecken, bestehen bleiben. Für die Pfarrstellen in-
nerhalb eines Nachbarschaftsraum ist weiterhin ein Sitz 
festzulegen.  

Gerhard Schulze-Velmede 06 Die Synode möge beschließen: 

In § 2 d wird hinter dem Wort „Gesamtkirchengemeinde“ ein 
Punkt gesetzt und der Rest der Vorschrift gestrichen.  

Begründung: Die Option der Arbeitsgemeinschaft führt 
nicht zu dem angestrebten Ziel, handlungsfähige Einheiten 
zu schaffen, um die Aufgaben, die mit der rechtlichen und 
verwaltungsmäßigen Leitung verbunden sind, zu leisten. 
Die Ziele der Arbeitspakte 1-3 können mit einer Arbeitsge-
meinschaft nicht umgesetzt werden. Stattdessen ist mit ei-
nem erhöhten Aufwand zu rechnen, der nach allen Erfah-
rungen mit einer Arbeitsgemeinschaft verbunden ist.  

Roland Jaeckle 07 Die Synode möge beschließen: 
Bei der Einführung der Nachbarschaftsräume bleibt auch 
weiterhin die bisher im Regionalgesetz beschriebene Mög-
lichkeit der Organisation in Arbeitsgemeinschaften beste-
hen.(§2d der Synodenvorlage) 
Begründung: 
Insbesondere für Nachbarschaftsräume die aus vielen klei-
nen Gemeinden und Ortschaften bestehen, ist die Arbeits-
gemeinschaft eine wichtige Organisationsform, damit die 
Transformationsprozesse gut gelingen. Die Arbeitsgemein-
schaft ist eine erprobte Form in der EKHN und ermöglicht 
die vertrauensvolle Entwicklung einer regionalen Kooperati-
on. Beim Modell der Gesamtkirchengemeinde gibt es hin-
gegen derzeit noch wenige Erfahrungswerte, was die Be-
werbung dieses Modells erschwert. Die Fusion als weitest-
gehender Schritt wirkt für sehr viele Gemeinden besonders 
zu Beginn einer Kooperation eher blockierend. Mindestens 
als Übergangsform sollte deshalb die Option auf eine Ar-
beitsgemeinschaft in Nachbarschaftsräumen erhalten blei-
ben. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 6.4 

ekhn2030 – Entwurf eines Kirchengesetzes zum qualitativen Konzentrationsprozess 
bei kirchlichen Gebäuden 

(Drucksache Nr.33/21) 

nach 1. Lesung überwiesen an: AAKJBE, ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA (F), RPAus, ThA, 
VA 
mitaufgerufen und überwiesen: Dekanatsanträge Drs. 91/21, Drs. 92/21 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Alexander Gemeinhardt 16 Die Synode möge beschließen: 

Im Zuge der kirchenaufsichtlichen Genehmigung von 
Maßnahmen an Kirchen und Gemeindehäusern ist die 
Prüfung von kinder-und jugendgeeigneten Räumen vor-
zunehmen. Es ist zu dokumentieren, in welcher Form die 
Kinder- und Jugend-Vertretungen oder geeignete Reprä-
sentant*innen einbezogen wurden. Eventuelle Minderhei-
ten-Voten der Betroffenen sind in geeigneter Form den 
Unterlagen beizufügen. 

Dr. Hanne Köhler 17 Die Synode möge beschließen: 
Den Gesetzesentwurf so zu überarbeiten, dass 
1. rechtlich geklärt ist, durch wen und ggf. wie die für pro-
fane Versammlungsflächen entscheidende prognostizier-
te Gemeindegliederzahl (Entwurf §5 Abs2) wann festge-
legt und ggf. fortgeschrieben wird.
2. deutlich wird, dass an profanen Versammlungsfläche
der derzeit in der Rechtsverordnung über den Bau von
Gemeindehäusern von 1981 festgelegte Wert weiter mög-
lich bleibt. Wie diese mögliche SOLL-qm-
Versammlungsflächen auf die Kategorien A und B zu ver-
teilen sind, soll noch einmal durch entsprechende exemp-
larische Berechnungen überprüft werden, mit dem Ziel die
finanzielle Leistungsfähigkeit vor Ort und die Möglichkeit
in Nachbarschaftsräumen zu Kompromissen zu kommen
nicht zu überfordern.

Begründung: 
Zu 1 
Wenn Prognosen für finanzielle Zuweisungen relevant 
sind, ist rechtssicher festzulegen, wie diese durch wen 
zustande kommen und fortgeschrieben werden und wie 
eine Überprüfung oder ggf. ein Einspruch möglich ist.  

Zu 2 
In der Diskussion über den Gesetzesentwurf seit der letz-
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ten Synode war der Eindruck entstanden, den Gemein-
den würden lediglich 4 qm pro 100 Gemeindeglieder– und 
dabei gelte zudem im Hinblick auf Gemeindeglieder der 
prognostizierte Wert für 2030 – zustehen. Hier gilt es 
deutlich zu kommunizieren, dass die Gemeinden nicht mit 
plötzlichen Reduktionsanforderungen überfordert werden; 
dass es vielmehr darum geht, seit 1981 gültige Vorgaben 
auch umzusetzen. Diesem SOLL an Versammlungsflä-
chen steht ein um vielfaches höheres IST gegenüber, 
dass wir uns nun – mehr als 40 Jahre später – nicht mehr 
leisten können.  

Beispielrechnung für die Kernstadt Rüsselsheim: Nach 
der derzeit gültigen Rechtsverordnung steht den 4 Ge-
meinden eine profane Versammlungsfläche von 410 qm 
zu. Nach dem Gesetzesentwurf würden davon (bei 4 qm 
pro 100 Gemeindeglieder prognostiziert für 2030 –jetzt 
angenommen mit minus 20 Prozent) knapp 217 qm in 
Kategorie A fallen und dauerhaft gesichert werden. Es 
wäre darüber hinaus möglich für die Kernstadt Rüssels-
heim 193 qm Versammlungsfläche vorzuhalten in Katego-
rie B; also Gebäude, die erhalten, aber in die nicht inves-
tiert wird. Der darüber hinaus bestehende Überhang ist in 
Kategorie C einzuordnen und wird nicht mehr durch ge-
samtkirchliche Mittel finanziert (trotz bereits erfolgter Auf-
gabe von vielen Gebäuden in Rüsselsheim betrifft dies 
immer noch mindestens 305 qm). Unter diesen Bedin-
gungen wird eine Zuordnung zu den Kategorien im Nach-
barschaftsraum sehr konfliktträchtig werden. Eine Ver-
schiebung wenigstens in den Größen, die den Kategorien 
A und B zugewiesen werden, dürfte die Entscheidungen 
vor Ort erleichtern und gleichzeitig wäre die gesamtkirch-
liche Einsparung dennoch sichergestellt. Falls in 1-2 
Jahrzehnten weitere Reduktionen nötig sind, dann lässt 
sich relativ leicht durch eine Veränderung der Bemes-
sungszahl synodal nachsteuern.  

Dieter Eller 21 

Die Synode möge beschließen: 

§ 10. Abs. 4, Satz 2 des Kirchengesetzes zum qualitati-
ven Konzentrationsprozess bei kirchlichen Gebäuden wie
folgt zu ändern:

Für Gebäude die der Kategorie C zugeordnet werden 
entfällt mit Rechtswirksamkeit aller Gebäudebedarfs- und 
Entwicklungspläne der Anspruch auf gesamtkirchliche 
Zuweisungen. 

Begründung: 
Aus dem vorgelegten Gesetzesentwurf kann man ablei-
ten, dass die Zuweisungen für Gebäude der Kategorie C 
jeweils nach Beschlussfassung durch die Kirchenleitung 
entfallen. 
Da für die Erstellung der Pläne unterschiedliche Zeitvor-
gaben bestehen, kann sich hieraus für die Gemeinden 
der 1. und 2. Gruppe eine Benachteiligung ergeben. 



Seite 9 

Manuel Eibach 23 Die Synode möge beschließen: In jedem Nachbarschafts-
raum sind geeignete Räume Jugendlichen anzubieten, 
die sie in Kooperation mit den Dekanatsjugendvertretun-
gen und dem GPD selbst gestalten können. Diese Flä-
chen werden nicht auf das Dekanatsbudget angerechnet.  

Begründung: 
Jugend braucht (Frei-) Räume – vor Ort. Mit dem Prozess 
ekhn2030 soll die Zukunft der Kirche gestaltet werden 
und auch für zukünftige Generationen gestaltbar bleiben. 
Wir haben hier eine Chance nicht nur über Einsparungen 
zu sprechen, sondern tatsächlich Zukunft anzustoßen. 
Wenn wir wollen, dass uns die Kinder und Jugendlichen 
mit in die Zukunft nehmen, wie es im AP6 heißt, dann 
sind unverzweckte Orte der Selbstorganisation wesentli-
che Ausgangspunkte auf dem Weg. Sie zeigen: Du hast 
einen festen Platz bei uns. Jetzt haben wir die Chance im 
Raum und Gebäudekonzept den Jugendlichen Orte an-
zubieten, neues zu ermöglichen und auszuprobieren. In 
Zusammenarbeit mit den evangelischen Jugendvertre-
tungen in den Dekanaten (EJVD) würde so ein wertvoller 
Impuls für die Arbeit mit, von und für Kinder-und Jugend-
lichen entstehen.  
Dies gelingt weniger in multifunktionalen Räumen, als 
vielmehr in der Offenheit der Gestaltung durch Jugendli-
che selber. So wird Identifikationsmöglichkeiten erhöht 
und Selbstwirksamkeit erfahren. Im AP6 wird gerade dies 
als ein wichtiger Beitrag zur Stärkung der Resilienz von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen erwähnt 
und hat während der Pandemie nochmals an Bedeutung 
gewonnen, wie auch das Positionspapier der EJHN be-
tont.  
Solche Orte sind essenziell, damit Kinder und Jugendli-
che mit ihren Bedürfnissen und Fragen Heimat erfahren 
in ihren Kirchengemeinden. Dezentrale Möglichkeiten des 
Zusammenkommens bilden oft die Basis auch für weite-
res Interesse und Engagement ohne Zwang. 
Mit den beiden Bewerberinnen für das Propstamt in 
Rheinhessen und Nassauer Land erkennen wir die Be-
deutung von Räumen für Jugendliche, „die sie selbst ge-
stalten können“ und „Orten, wo sie sein dürfen, wie sie 
sind und sich getragen fühlen“.  

Olliver Zobel 24 

Die Synode möge beschließen: 

Dass geprüft wird, ob und wenn ja wie die gesamtkirchli-
chen Bauzuweisungen genützt werden können, um die 
Begleitung von Baumaßnahmen vor Ort durch haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeitende zu unterstützen. 

Olliver Zobel 25 

Die Synode möge beschließen: 

die Worte „im Ausnahmefall“ in Artikel 1 § 2 Abs 4 zu 
streichen. 
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Roland Jaeckle 26 Die Synode möge beschließen: 

Die Gebäude-und Entwicklungspläne für die Nachbar-
schaftsräume in den Dekanaten sind einheitlich in allen 
Dekanaten bis zum 31.12.2026 zu beschließen. (§10, 
Abs.5)  

Begründung: 
Die Erstellung der Gebäude-und Entwicklungspläne bis 
Ende 2024 oder 2025, wie sie für etliche Dekanate vorge-
sehen sind, stellt eine große Belastung für die fast gleich-
zeitig zu bildenden Nachbarschaftsräume dar. Im Sinne 
einer Gleichbehandlung sollten die Pläne deshalb einheit-
lich bis zum 31.12.2026 beschlossen werden. Auch bei 
den Sollstellenplänen im Personalbereich sind die Fristen 
in allen Dekanaten gleich. 

Carsten Simmer 28 

Die Synode möge beschließen: 

Zu § 6 Abs. 7 GBEPG-E: 
Es ist klarzustellen, dass Dienstzimmer/-räume des Pfar-
rers im Pfarrhaus begrifflich nicht unter die „Verwaltungs-
flächen“ im Sinne des § 6 Abs. 7 GBEPG fallen. 

Zu § 5 Abs. 6 GBEPG-E: 
Das Kriterium der Teilvermietbarkeit ist einzufügen. 

Begründung: 

Dies berührt wirtschaftliche Betrachtung, Refinanzierbar-
keit und Ertragsquellen einer Kirchengemeinde. 

Zu § 8 Abs. 2 GBEPG-E: 

Kündigungen sollten (nicht nur möglich, sondern) zudem 
wirtschaftlich sein. 

Renate Schubert 29 

Die Synode möge beschließen: 

Auch Veräußerungen von Pfarr-und Gemeindehäusern, 
die schon vor dem Erhebungszeitraum (also von 2015 –
2019) erfolgten, werden in die Berechnungen und Pla-
nungen einbezogen. 

Begründung:  
Kirchengemeinden und Verbände, die fortschrittlich und 
vorausschauend geplant haben, dürfen deswegen nicht 
benachteiligt werden. Denn ein schmerzhafter, manchmal 
umstrittener und anstrengender Prozess liegt bereits hin-
ter den entsprechenden Einrichtungen und die Gebäude 
stehen ihnen ja faktisch schon länger nicht mehr zur Ver-
fügung. 
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Dieter Eller / Dr. Gunter 
Volz 

30 Die Synode möge beschließen: 

Wir unterstützen die Vorschläge des Vereins mAqom Kir-
che und Zuflucht e.V., diakonische Gesichtspunkte in den 
qualitativen Konzentrationsprozess bei kirchlichen Ge-
bäuden miteinzubeziehen und machen uns die Ergän-
zungsvorschläge des Vereins (s. Anlage: mAqom zu 
ekhn2030-Gebäude) zu eigen. Wir beantragen, dass die-
se in die weitere Diskussion der Drs. 33/21 einfließen.  

Yvonne Fischer 31 

Die Synode möge beschließen: 

Die EKHN setzt sich für eine erhebliche Lockerung des 
Denkmalschutzes in kirchlichen Innenräumen ein, und 
unterrichtet die Synode von den Ergebnissen. Insbeson-
dere in Bezug auf Bestuhlung, sowie auf den Einbau von 
Toiletten muss mehr Flexibilität erreicht werden. Dies ist 
eine dringende Aufgabe im Zuge des Prozesses 2030, 
damit die Gemeinden auf die Umnutzung ihrer Kirchen 
frei zugehen können. 

Bettina Friehmelt 32 

Die Synode möge beschließen: 

Klima-und Umweltschutz soll als wesentliches Ziel des 
Kirchengesetzes zum qualitativen Konzentrationsprozess 
bei kirchlichen Gebäuden berücksichtigt werden. 

https://synode.ekhn.de/index.php/apps/files/?dir=/EKHN-Synode/12%20KS%2013.Tagung%20-%20November%202021%20in%20Offenbach/Synodalantr%C3%A4ge/Antr%C3%A4ge%20zu%20TOP%206.4%20KG%20Konzentrationsprozess%20Geb%C3%A4ude%20Drs.33-21&fileid=7137#pdfviewer
https://synode.ekhn.de/index.php/apps/files/?dir=/EKHN-Synode/12%20KS%2013.Tagung%20-%20November%202021%20in%20Offenbach/Synodalantr%C3%A4ge/Antr%C3%A4ge%20zu%20TOP%206.4%20KG%20Konzentrationsprozess%20Geb%C3%A4ude%20Drs.33-21&fileid=7137#pdfviewer
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 6.6 

Kirchengesetz zur Änderung des § 87 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die Wirtschafts- 
und Haushaltsführung (KHO) in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

(Drucksache Nr.70/21) 

überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

RPAus 34 Entschließungsantrag: 

Die Kirchenleitung wird aufgefordert, bis zur Frühjahrssy-
node 2023 ein nachhaltiges Konzept zur zeitnahen, der 
KHO entsprechenden, Erstellung von Jahresabschlüssen 
vorzulegen.  

Die Kirchenleitung wird darüber hinaus aufgefordert, recht-
zeitig vor Ablauf des § 87 KHO in seiner neuen Fassung, 
die Konzeption der SERL zu überprüfen und diese gege-
benenfalls für einen definierten Zeitraum auszusetzen.  

Begründung: 

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich nochmals, ge-
meinsam mit dem Rechtsausschuss, auf dieser Tagung am 
26.11.2021 mit der Drs. 70/21 beschäftigt.  

Die befassten Ausschüsse Finanz-, Rechts- und – feder-
führend – Rechnungsprüfungsausschuss stimmen dem 
Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des § 87 Abs. 
1 des Kirchengesetzes über die Wirtschafts- und Haus-
haltsführung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas-
sau (KHO) in der vorliegenden Form zu.  

Rechts- und Rechnungsprüfungsausschuss sehen die 
Notwendigkeit des Auslaufens des § 87 der KHO.  Die für 5 
Jahre, nach Einführung der Doppik, angelegten Über-
gangsbestimmungen dürfen nicht auf Dauer verlängert 
werden.  

Es ist davon auszugehen, dass der Rückstand der ausste-
henden Jahresabschlüsse (zur Zeit etwa 4000 und jährlich 
1000 zusätzlich) in den kommenden 2 Jahren bis zum 
31.12.2023 nicht abgearbeitet ist.  

Die Substanzerhaltungsrücklage muss auch im Hinblick auf 
z.B. “Nachbarschaftsräume“ oder Fusionen überdacht und
überarbeitet werden.
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 6.7 

Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Kirchengesetzes über die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

(Drucksache Nr.71/21) 

nach 1. Lesung überwiesen an: FA (F), RA und RPAus 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

RPAus / Jutta Trintz 03 Die Synode möge beschließen: 

Den § 61 (6) des Entwurfes durch den folgenden Satz zu 
ergänzen: 

Die in der Haushaltsplanung angesetzten Werte für die 
Pensions-und Beihilfeverpflichtungen sind im Rahmen der 
Aufstellung des Jahresabschlusses zu aktualisieren, soweit 
neue Daten und Annahmen sowie versicherungsmathema-
tische Parameter am Bilanzstichtag zur Verfügung stehen. 

Begründung: 

Die Neufassung berücksichtigt nicht alle Fallkonstruktionen, 
die sich aus veränderten Bewertungsparametern sowie 
Änderungen des Mengengerüstes ergeben können. Daher 
ist die Gesetzesformulierung zu eng gefasst. 

Änderungen können sich nicht nur auf Zuführungen und 
Auflösungen der Pensions-und Beihilferückstellungen be-
ziehen, sondern auch auf den Bestand und damit auf eine 
ergebnisneutrale Nachbuchung Auswirkungen haben. 

Der Begriff „Neuberechnung“ könnte missverständlich ver-
standen werden, dass eine versicherungsmathematische 
Berechnung durch einen Aktuar vorliegen muss. Die Fest-
legung des Kalibrierungsfaktors für die Beihilfen erfolgt 
jedoch in Teilen durch eine Berechnung der Kirchenverwal-
tung. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 7.6  

ekhn2030 – AP 6 „Zukunftskonzept Kinder und Jugend“ (Richtungsbeschlüsse) 

(Drucksache Nr.53/21) 

überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Rainer Lorenz 01 Die Synode möge beschließen: 

Die Vorlage des Arbeitspakets 6 „Zukunftskonzept Kinder 
und Jugend“ wird an die Arbeitsgruppe zurück überwiesen 
mit dem Auftrag das Konzept um die offene Jugendarbeit, 
die die Stadtjugendpfarrämter, die Jugend-Kultur-Kirche St. 
Peter und die Einrichtungen der im Bund offener ev. Kin-
der-und Jugendarbeit zusammengeschlossenen Einrich-
tungen leisten, zu erweitern.  

Dr. Birgit Pfeiffer 35 Die Synode möge beschließen:  

Ergänzung der Richtungsbeschlüsse in Drs. 53/21: 

4. Die Maßnahme:

Ein Jugendcheck und Gesetzesfolgenabschätzung werden 
eingeführt. Die Erarbeitung einer Vorlage dazu soll die Kir-
chenleitung zusammen mit dem Rechtsausschuss erarbei-
ten.  

Steffen Ralf Batz 36 Die Synode möge beschließen: 

es soll geprüft werden, wie die Kinder- und Jugendordnung 
in ein Kinder-und Jugendgesetz umgewandelt werden 
kann. 

Dr. Klaus Neumeier 37 Die Synode möge beschließen: 

Die Kommunikation des Evangeliums ist ein kirchlicher 
Auftrag, der insbesondere in Richtung Kinder, Jugendliche 
und Familien gilt, um dem bereits heute starken Abbruch 
der biblischen Tradition entgegenzuwirken. Unter Einbezie-
hung möglichst vieler in dieser Arbeit beteiligter Akteure 
werden Visionen und Konkretionen für eine zeitgemäße 
Kommunikation des Evangeliums an Kinder, Jugendliche 
und ihre Familien entwickelt.  
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Alexander Gemeinhardt 38 Die Synode möge beschließen: 

In der weiteren Bearbeitung des AP6 sollen in Verbindung 
mit AP3 die notwendigen Räume für die Arbeit mit, von und 
für Kinder und Jugendliche auf lokaler und regionaler Ebe-
ne mitgedacht werden. Dabei sind vorhandene Ressourcen 
von Gemeinden, Dekanaten und freien Trägern auch in der 
Betrachtung bestehender oder entstehender Nachbarschaf-
ten besonders einzubeziehen, bspw. Haus Heliand (Evan-
gelisches Jugendwerk Hessen, Oberursel-Oberstedten).  

Claudia Künkel 39 Die Kirchensynode möge beschließen: 

Es soll in der EKHN eine „Jugendsynode“ (mit Entschei-
dungsbefugnis) geben. 

Anmerkung: 
Ähnliche Formate gab/gibt es bereits z.B. in der EKM und 
in der hannoverschen Landeskirche. Dieser Antrag kann an 
die 13. Kirchensynode der EKHN weitergegeben werden, 
die über ihre eigene Arbeitsweise bestimmen sollte. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu 

TOP 7.7  

ekhn2030 – AP 7 „Zukunftskonzept Junge Erwachsene und Familien“ (Richtungsbeschlüsse) 

(Drucksache Nr.54/21) 

Überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Jörg Bürgis 18 Die Synode möge beschließen: 
Die Vorlage des Arbeitspakets 7 „Zukunftskonzept Junge  
Erwachsene und Familien“ wird an die Arbeitsgruppe zu-
rück überwiesen mit dem Auftrag, die Zielgruppe(n) klarer 
zu definieren und insbesondere im Themenfeld „Junge 
Familien“ die Datenerhebung und die Schlussfolgerungen 
deutlich stärker an der Diversität der Zielgruppe(n) auszu-
richten. 

Eine Aufspaltung des AP 7 in die Themenfelder „Junge 
Erwachsene “ und „Junge Familien“ ist zu prüfen. Das 
Themenfeld „Junge Erwachsene “ ist in sehr enger Ab-
stimmung mit dem AP 6 zu bearbeiten; eine Integration in 
das AP 6 ist zu prüfen. 
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13. Tagung der Zwölften Kirchensynode
Antrag 

zu  

TOP 2.9 und 7.8 (Beschluss) 

ekhn2030 – Bericht über die Ergebnisse der Prüfaufträge zur Evangelischen Jugendburg 
Hohensolms (Option einer Veräußerung) und zum Kloster Höchst 

(Drucksache Drs. 94/21) 

Anträge überwiesen an: KL (Entschließungsantrag an KSV und KL) 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Victoria Reinhardt 08 Die Synode möge beschließen: 

Den vorliegenden Beschlussvorschlag wie folgt zu ergänzen: 

Der Verkaufserlös soll in voller Höhe in eine zweckgebundene 
„Jugendburg Rücklage“ überführt und langfristig, nachhaltig und 
strukturell in die Arbeit von, mit und für Kinder und Jugendliche 
sowie Räume für Kinder und Jugendliche investiert werden.  

Die Evangelische Jugend in Hessen und Nassau e.V. ist bei den 
Beratungen und Entscheidungen über die konkrete Verwendung 
der Mittel einzubeziehen. 

Steffen Batz 09 Die Synode möge beschließen: 

Den vorliegenden Beschlussvorschlag wie folgt zu 
verändern:  

"Die Kirchensynode nimmt den Bericht über die Ergebnisse der 
Prüfaufträge zur Evangelischen Jugendburg Hohensolms (Opti-
on einer Veräußerung) und zum Kloster Höchst entgegen. 

Einer Veräußerung der Jugendburg Hohensolms an die Haus 
Hohensolms Stiftung stimmt die Kirchensynode unter der Bedin-
gung zu, dass das Kloster Höchst als ein Gemeinschaftshaus 
entwickelt wird. In diesem Gemeinschaftshaus soll, neben weite-
ren Nutzungsweisen, auch ein „Haus für Evangelische Jugend“ 
(im Sinne der Kampagne #JugendBrauchtRäume der EJHN 
e.V.) zur Verfügung gestellt werden. Dazu soll es eine Arbeits-
gruppe eingerichtet werden, die ein Konzept für das Kloster
Höchst als Gemeinschaftshaus entwickelt soll. An dieser Ar-
beitsgruppe sind die EJHN, die Kirchengemeinde Höchst und
das Dekanat Odenwald zu beteiligen. Die finanziellen Mittel da-
für speisen sich aus den dann ehemaligen Zuweisungen an Ho-
hensolms und dem Erlös des Verkaufs.
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Stefan Buch 10 Die Synode möge beschließen: 
Den Beschlussvorschlag der Kirchenleitung wie folgt zu ergän-
zen: 
„Ein Verkauf der Ev. Jugendburg Hohensolms kann nur erfol-
gen, wenn sichergestellt wird, dass mindestens im Haupthaus 
der Burg ein Betrieb als Jugendburg / Jugendgästehaus weiter 
erfolgen kann.“ 

RPAus /Jutta Trintz 22 Die Synode möge beschließen: 
Bei der Veräußerung sind alle Kaufinteressenten zu berück-
sichtigen. Das Übernachtungskontingent ist abzulehnen. 
Der Ausschuss ist sich darin einig, dass die Vorlage nicht aus-
sagekräftig genug ist, einer Veräußerung der Jugendburg Ho-
hensolms so kurzfristig zuzustimmen. Eine angemessene Bera-
tung der Synode, bzw. der Ausschüsse war nicht möglich. 
Der Bericht über die Ergebnisse der Prüfaufträge zur Evangeli-
schen Jugendburg Hohensolmsenthält die Information über drei 
mögliche Kaufinteressenten. Die Kaufinteressenten unter III 1 
und 2 haben jeweils einen Kaufpreis in Höhe von 2,5 Mio € ak-
zeptiert.  
Der private Investor unter III/3 wird in dem Papier ausführlich 
beschrieben. Er ist bereit für das Objekt eine Summe in Höhe 
von 2 Mio € zu zahlen.  
Für 5 Jahre erhält der Investor eine vereinbarte Summe in Höhe 
von 280.000 € (insg. 1,4 Mio) für die Inanspruchnahme eines 
Übernachtungskontingents (8000 Übernachtungen pro Jahr). 
Für diese Übernachtungen stehen das Haupthaus mit knapp 
100 Betten mit Standard Etagendusche sowie der Speisesaal 
zur Verfügung. Die Regenbogenhalle nach Absprache. Zusätzli-
che Räume können nicht dazu genommen werden. 
Der Zeitplan III 3.3. vermischt Pflichten und Rechte des Verkäu-
fers (EKHN) mit denen des potentiellen Mieters ( Haus Hohen-
solms Stiftung) des privaten Investors. Es ist nicht vollständig 
erkennbar, welche finanziellen Risiken sich daraus ergeben. 

Der Betrieb der Jugendburg soll zum 31.12.22 enden, jedoch 
wird vorher bereits umgebaut. Gibt es noch „Altverträge“? Im 
Haushaltsplan 2022 sind noch Investitionen enthalten. 

Buchverlust, Abfindungen und die Belegungsgarantie sorgen 
beim Verkauf der Burg im Haushaltsjahr 2022 um ein 6-8 Mio 
verschlechtertes Bilanzergebnis. 
Nach Ansicht des Ausschusses ist zu prüfen, welcher der Kauf-
interessenten die nachhaltigste Wirkung für die Zukunft der 
EKHN hat.  
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Entschließungsantrag zu Prüfauftrag Hohensolms 
und Höchst 

überwiesen an: KSV und KL 

Kerstin Peiper 11 Die Synode möge beschließen:  
Die Kirchenleitung und der KSV werden gebeten zu prüfen, ob 
und in wie weit junge Menschen mit Stimmrecht in der Landes-
synode vertreten sein können.  
Begründung:  
Die Entscheidungen der Landessynode bezüglich Kloster 
Höchst und womöglich Hohensolms haben Auswirkungen auf 
die Jugendarbeit unserer Landeskirche. Die Jugenddelegierten 
unserer Synode haben zur Zeit Antrags- und Rederecht, jedoch 
nicht das Stimmrecht. Andere Gremien bspw. die EKD oder 
Landeskirchen haben aus guten Gründen und mit gutem Erfolg 
die Gremien bewusst für junge Menschen geöffnet. Die Jugend-
delegierten weisen sich durch Kompetenz und Kreativität aus. 
Ich empfinde unsere Diskussionen auf Augenhöhe. Das sollte 
sich auch im Stimmrecht widerspiegeln.  
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15.1

überwiesen an AAKJBE; ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA
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15.2

überwiesen an AAKJBE; ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA
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15.3

überwiesen an  FA und RPAus (F)
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15.4

überwiesen an AAKJBE, ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA 
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15.5

überwiesen an AGFB und KL 
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15.6

überwiesen an AAKJBE; ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA
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15.7

überwiesen an VA und KL 
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15.8

überwiesen an BA und FA (F) und KL 
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15.9

überwiesen an AAKJBE; ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA
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15.10

überwiesen an AAKJBE; ADGV, AGÖM, AGFB, BA, FA, RA(F), RPAus, ThA und VA
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15.11

überwiesen an KL 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abk. Name 

AAKJBE Ausschuss für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, Bildung und Erziehung 

ADGV Ausschuss für Diakonie und Gesellschaftliche 
Verantwortung 

AGÖM Ausschuss für Gemeindeentwicklung,  
Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederorientierung 

AGFB Ausschuss für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung 

BA Bauausschuss 

BenA Benennungsausschuss 

FA Finanzausschuss 

RPAus Rechnungsprüfungsausschuss 

RA Rechtsausschuss 

ThA Theologischer Ausschuss 

VA Verwaltungsausschuss 

KSV Kirchensynodalvorstand 

KL Kirchenleitung 




